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1.Einführung 
Die Schweiz gilt traditionell als siche-
rer Hafen für Vermögen und als attrak-
tiver Lebensraum für wohlhabende Pri-
vatpersonen. Die Schweiz bietet als 
Anlageland politische und wirtschaftli-
che Stabilität, Rechtssicherheit, Inno-
vationskraft und einen starken Finanz-
platz. Für deutsche Staatsbürger oder in 
Deutschland ansässige Personen, die 
ihren Wohnsitz in die Schweiz verlegen 
möchten, ist die steuerliche Realität je-
doch komplex. Zwar locken niedrigere 
Steuern in bestimmten Kantonen und 
die Pauschalbesteuerung; zugleich er-
schwert ein dichtes Netz deutscher Re-
gelungen einen rein steuerlich motivier-

ten Wegzug. Die Tücken liegen weniger 
im Schweizer Recht als in der Verbin-
dung von deutschem Innensteuerrecht, 
Aussensteuergesetz (AStG) und Dop-
pelbesteuerungsabkommen zwischen 
der Schweiz und Deutschland (DBA 
CH-DE). Ein unvorbereiteter Umzug 
kann dazu führen, dass der Steuerpflich-
tige trotz Verlegung des Lebensmittel-
punkts in die Schweiz in Deutschland 
mit seinem weltweiten Einkommen steu-
erpflichtig bleibt oder eine erhebliche 
sog. «Exit-Tax» auslöst. Der nachfol-
gende Beitrag untersucht die steuer-
rechtlichen Fallstricke und die wesent-
lichen Strukturierungsfragen für den 
Transfer des Lebensmittelpunktes. 

2.Die Illusion des vollständigen  
Wegzugs: Das Konzept der  
überdachenden Besteuerung 
Viele Auswanderungswillige nehmen 
an, dass die Abmeldung beim deut-
schen Einwohnermeldeamt und die An-
meldung in einer Schweizer Gemeinde 
die deutsche Steuerpflicht automatisch 
beendet. Sie knüpft jedoch an Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im In-
land an. Der steuerrechtliche Wohnsitz 
(§ 8 Abgabenordnung – AO) ist weiter 
gefasst als im Zivilrecht oder im Alltag: 
Er liegt vor, wenn eine Person eine Woh-
nung unter Umständen innehat, die auf 
ihre Beibehaltung und Nutzung schlies-
sen lassen. Ständige Anwesenheit ist 
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nicht erforderlich; es genügt, wenn die 
Wohnung jederzeit nutzbar bleibt und 
der Steuerpflichtige die tatsächliche 
Verfügungsgewalt behält. 

Die sog. «überdachende Besteue-
rung» gemäss Artikel 4 Absatz 3 des 
DBA CH-DE durchbricht das Grund-
prinzip, wonach der Ansässigkeitsstaat 
– nach erfolgreichem Umzug also die 
Schweiz – das Besteuerungsrecht für 
weltweite Einkünfte hat. Sie greift, wenn 
eine natürliche Person ihren Wohnsitz 
in die Schweiz verlegt, aber in Deutsch-
land eine «ständige Wohnstätte» beibe-
hält. Die Person gilt dann zwar als in der 
Schweiz ansässig, unterliegt in Deutsch-
land aber weiterhin der unbeschränkten 
Steuerpflicht für bestimmte Einkünfte, 
die nicht aus einer in der Schweiz aus-
geübten Tätigkeit stammen. 

Die deutschen Finanzbehörden und 
Gerichte legen «ständige Wohnstätte» 
tendenziell grosszügig aus. Erforder-
lich ist weder ein eigenes Haus noch 
eine klassische Mietwohnung. Auch ein 
Zimmer im Elternhaus, eine regelmäs-
sig genutzte Ferienimmobilie oder ein 
langfristig angemietetes Hotelzimmer 
kann genügen, wenn es dem Steuer-
pflichtigen jederzeit zur Verfügung steht. 
Nach der Rechtsprechung des Bundes-
finanzhofs kommt es nicht auf eigene 
Miet- oder Eigentumsrechte, sondern 
auf die tatsächliche Nutzungsmöglich-
keit an. Wer sein Haus in München für 
Wochenendaufenthalte oder «für den 
Fall der Fälle» behält, kann damit die 
überdachende Besteuerung auslösen. 

Die Folgen sind gravierend. Solange 
eine ständige Wohnung in Deutschland 
unterhalten wird, bleiben insbesondere 
passive Einkünfte, die nicht aus einer in 
der Schweiz ausgeübten unselbständi-
gen Arbeit oder einer gewerblichen Tä-
tigkeit mit Betriebsstätte in der Schweiz 
stammen, in Deutschland steuerpflich-
tig. Dazu zählen Kapitalerträge (bspw. 
Dividenden, Zinsen), Mieteinnahmen 
aus deutschen Immobilien und Gewinne 
aus der Veräusserung von Beteiligungen. 
Sie unterliegen dem progressiven deut-
schen Einkommenssteuertarif. Zwar 
werden sie auch in der Schweiz erfasst, 
doch sieht das DBA für diese Konstel-
lation keine vollständige Freistellung in 
Deutschland vor, sondern nur Anrech-
nungsmöglichkeiten oder besondere 
Freistellungsregeln. Dadurch kann eine 

Doppelbesteuerung oder jedenfalls eine 
Belastung auf deutschem Steuerniveau 
für das passive Weltvermögen entstehen. 

Die Aufgabe des Hauptwohnsitzes 
genügt folglich nicht, wenn eine Ne-
benwohnung oder andere Unterkunft als 
«ständige Wohnung» verfügbar bleibt. 
Für die steuerliche Beurteilung reicht 
bereits die blosse Nutzungsmöglichkeit; 
eine regelmässige tatsächliche Nutzung 
ist nicht erforderlich. Wer die überda-
chende Besteuerung vermeiden will, 
muss deshalb sämtliche Wohnmöglich-
keiten in Deutschland aufgeben. Das 
Haus ist zu verkaufen oder langfristig 
ohne eigene Nutzungsmöglichkeit zu 
vermieten; auch Zimmer bei Verwand-
ten dürfen nicht zur freien Verfügung 
stehen. Erst dann kann der volle Steuer-
vorteil des Schweizer Systems zum Tra-
gen kommen. 

Besonders tückisch ist dies bei ei-
nem schrittweisen Umzug oder emotio-
naler Bindung an eine deutsche Immo-
bilie. Ein eigenes Zimmer, ein Schlüssel 
oder jederzeit gewährter Zugang kann 
trotz bloss behaupteter Besuche eine 
ständige Wohnung begründen. Häufig 
muss der Steuerpflichtige darlegen, dass 
ihm keine Wohnung zur Verfügung steht.  
 
3.Die erweiterte beschränkte  
Steuerpflicht: Die Zehn-Jahres-Frist 
für Nicht-Schweizer 
Selbst ohne deutsche Wohnstätte kann 
die erweiterte beschränkte Steuer-
pflicht greifen. Sie betrifft primär Per-
sonen ohne Schweizer Staatsbürger-
schaft und damit viele deutsche Aus-
wanderer. Geregelt ist sie in § 2 des Aus-
sensteuergesetzes (AStG); Artikel 4 
Absatz 4 DBA CH-DE modifiziert die 
Regelung, indem das Abkommen die 
Fristen verkürzt, das Prinzip aber auf-
rechterhält. 

Voraussetzung ist, dass eine natür-
liche Person Wohnsitz und gewöhnli-
chen Aufenthalt in Deutschland aufgibt 
und in einen Staat mit niedriger Be-
steuerung zieht oder dort wesentliche 
wirtschaftliche Interessen behält. Die 
Schweiz ist nicht pauschal Niedrigsteu-
ergebiet; wegen der kantonalen Steuer-
hoheit ist die Belastung individuell zu 
prüfen. Ein Staat gilt als Niedrigsteuer-
gebiet, wenn die Steuerbelastung um 
mehr als ein Drittel unter der deutschen 
liegt. In steuergünstigen Kantonen wie 

Zug, Schwyz oder Nidwalden kann die-
se Schwelle für vermögende Personen 
unterschritten werden. Auch Vergünsti-
gungen wie die Pauschalbesteuerung 
können als Indiz bevorzugter Behand-
lung relevant sein. 

Nach § 2 AStG kann ein deutscher 
Staatsangehöriger, der in den letzten 
zehn Jahren vor Ende der unbeschränk-
ten Steuerpflicht mindestens fünf Jahre 
in Deutschland unbeschränkt einkom-
mensteuerpflichtig war, noch bis zum 
Ablauf von zehn Jahren nach dem Weg-
zugsjahr der erweiterten beschränkten 
Steuerpflicht unterliegen. Neben der 
niedrigen Auslandsbesteuerung müs-
sen jedoch wesentliche wirtschaftliche 
Interessen in Deutschland fortbestehen. 
Die Regelung greift daher nicht allein 
wegen einer niedrigeren Belastung im 
neuen Wohnkanton; beide Merkmale 
sind zu prüfen. 

Als wesentliche wirtschaftliche In-
teressen kommen etwa Beteiligungen an 
deutschen Unternehmen, inländisches 
Betriebsvermögen oder erhebliche Ein-
kunftsquellen in Betracht. Unternehmer, 
Gesellschafter und vermögende Privat-
anleger sollten deshalb vor dem Weg-
zug ihre wirtschaftlichen Verbindungen 
zu Deutschland vollständig erfassen und 
die künftige Schweizer Steuerbelastung 
berechnen. 

Für einen Wegzug in die Schweiz ist 
zusätzlich Artikel 4 Absatz 4 DBA CH-
DE zu beachten. Danach kann Deutsch-
land bei einer in der Schweiz ansässigen 
natürlichen Person ohne schweizerische 
Staatsangehörigkeit, die zuvor mindes-
tens fünf Jahre in Deutschland unbe-
schränkt steuerpflichtig war, im Weg-
zugsjahr und in den folgenden fünf Jah-
ren aus Deutschland stammende Ein-
künfte und in Deutschland belegene Ver-
mögenswerte ungeachtet anderer Ab-
kommensbestimmungen besteuern. Das 
DBA sieht Ausnahmen vor, etwa für be-
stimmte Wegzüge zur Aufnahme einer 
echten unselbständigen Tätigkeit in der 
Schweiz. Die Abgrenzung ist daher ein-
zelfallabhängig. 

Die sog. «Zehn-Jahres-Falle» um-
fasst damit zwei Regelungskomplexe: 
§ 2 AStG sieht grds. bis zu zehn Jahre 
nach dem Ende des Wegzugsjahres vor; 
Artikel 4 Absatz 4 DBA CH-DE erfasst 
die dort geregelte nachlaufende Be-
steuerung im Wegzugsjahr und in den 
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folgenden fünf Jahren. Welche Rege-
lung greift, hängt von Staatsangehörig-
keit, Schweizer Steuerbelastung, wirt-
schaftlichen Interessen in Deutschland, 
Art und Herkunft der Einkünfte sowie 
den einschlägigen DBA-Regelungen ab. 

Die Wahl eines besonders steuer-
günstigen Kantons kann daher kontra-
produktiv sein. Wer nur die Schweizer 
Steuerquote optimiert, ohne § 2 AStG 
und das DBA einzubeziehen, riskiert 
eine jahrelange deutsche Nachbesteue-
rung.  
 
4.Die Wegzugsbesteuerung:  
Wenn nicht realisierte  
Unternehmensgewinne  
plötzlich steuerpflichtig werden 
Für Unternehmer und Gesellschafter ist 
§ 6 AStG häufig die wirtschaftlich be-
deutendste Hürde. Die Wegzugsbesteue-
rung behandelt bestimmte Beteiligun-
gen an Kapitalgesellschaften beim Weg-
zug so, als wären sie zum Verkehrswert 
veräussert worden – obwohl weder Ver-
kauf noch Liquiditätszufluss erfolgen. 

Betroffen sind insbesondere Anteile 
im Sinne von § 17 EStG, also Beteili-
gungen an Kapitalgesellschaften von 
mindestens einem Prozent, an denen 
der Steuerpflichtige innerhalb der letz-
ten fünf Jahre unmittelbar oder mittel-
bar beteiligt war. Für die aktuelle Weg-
zugsbesteuerung muss er zudem inner-
halb der letzten zwölf Jahre insgesamt 
mindestens sieben Jahre unbeschränkt 
steuerpflichtig gewesen sein. 

Ein Unternehmer kann eine GmbH 
mit geringem Stammkapital über Jahre 
zu einem Unternehmen mit einem Ver-
kehrswert von zehn Millionen Euro ent-
wickeln. Verlegt er seinen Wohnsitz an-
schliessend endgültig in die Schweiz 
und sind die Voraussetzungen des § 6 
AStG erfüllt, besteuert Deutschland den 
Wertzuwachs, obwohl die Anteile nicht 
verkauft wurden. 

Gerade bei inhabergeführten Unter-
nehmen entsteht so ein Liquiditätspro-
blem: Der Gewinn besteht weitgehend 
«auf dem Papier», die Steuer muss den-
noch finanziert werden. Nach § 6 Ab-
satz 4 AStG kann die festgesetzte Weg-
zugsteuer auf Antrag grds. in sieben 
gleichen Jahresraten entrichtet werden; 
regelmässig kann die Finanzverwaltung 
eine Sicherheitsleistung verlangen. Eine 
Veräusserung oder Übertragung der Be-

teiligung sowie unter bestimmten Vor -
aussetzungen grössere Ausschüttungen 
oder Einlagenrückgewähr können offene 
Steuerbeträge vorzeitig fällig machen. 

Die frühere Vorstellung einer zeit-
lich unbegrenzten, zinslosen Stundung 
für Wegzüge in die Schweiz ist bei ak-
tuellen Fällen daher überholt. Seit der 
Reform des § 6 AStG gelten strengere 
Regeln. 

Bei lediglich vorübergehender Ab-
wesenheit kann der Steueranspruch ent-
fallen, wenn der Steuerpflichtige inner-
halb der gesetzlichen Rückkehrfrist 
nach Deutschland zurückkehrt und die 
weiteren Voraussetzungen erfüllt; ins-
besondere dürfen die Anteile nicht 
schädlich veräussert oder übertragen 
worden sein. Die Grundfrist beträgt sie-
ben Jahre und kann gesetzlich verlän-
gert werden. Die Rückkehrregelung ist 
jedoch keine improvisierte «Versiche-
rung» für einen dauerhaften Wegzug. 

Die Vorbereitung eines Schweizer 
Umzugs sollte für Unternehmer daher 
Jahre vorher beginnen. Beteiligungs-
struktur, Unternehmensbewertung, Aus-
schüttungspolitik, Liquiditätsplanung 
und gegebenenfalls gesellschaftsrecht-
liche Umstrukturierungen sind abzu-
stimmen. Gestaltungen unmittelbar vor 
dem Wegzug bergen dagegen das Risi-
ko, die erhoffte Wirkung zu verfehlen 
oder zusätzliche Steuertatbestände aus-
zulösen. 
 
5.Das Schweizer Steuerparadies  
hat seinen Preis: Vermögenssteuer 
und steuerbare Kapitalerträge 
Die Schweiz ist für Privatpersonen kei-
neswegs generell «steuerfrei». Private 
Kapitalgewinne aus beweglichem Pri-
vatvermögen – etwa aus dem Verkauf 
privat gehaltener Aktien – unterliegen 
grds. weder beim Bund noch in den 
Kantonen der Einkommenssteuer. Die 
Steuerfreiheit entfällt jedoch, wenn die 
Tätigkeit als gewerbsmässiger Wert-
schriftenhandel beziehungsweise selb-
ständige Erwerbstätigkeit gilt. 

Dividenden und Zinsen sind dage-
gen grds. steuerbare Einkünfte. Hinzu 
kommt die kantonale und kommunale 
Vermögenssteuer. Das gesamte steuer-
bare Reinvermögen ist zu deklarieren, 
unter anderem Bankguthaben, Wert-
schriften, Fondsanteile, private Darle-
hen, Edelmetalle und Immobilien. Die 

Belastung variiert nach Kanton und Ge-
meinde erheblich. 

Für vermögende Zuzügler kann ein 
scheinbar kleiner Unterschied zwischen 
Gemeinden langfristig erheblich sein. 
Ein Standortvergleich darf sich daher 
nicht auf den Spitzensteuersatz be-
schränken, sondern muss Vermögens-
steuer, Einkommensstruktur, Familien-
stand, Kirchensteuer, Immobilienbesitz 
und Gemeinde gemeinsam berücksich-
tigen. 

Bei grossen Wertschriftendepots zeigt 
sich zudem eine Asymmetrie: Ein lang-
fristig orientierter Privatanleger kann 
steuerfreie private Veräusserungsge-
winne erzielen, während der Depot-
wert jährlich der Vermögenssteuer un-
terliegt. Ob die Schweiz günstiger ist 
als Deutschland, hängt daher auch da-
von ab, ob die Rendite aus laufenden 
Dividenden und Zinsen oder aus Wert-
steigerungen resultiert. 
 
6.Pauschalbesteuerung:  
Attraktiv, aber Achtung  
vor dem deutschen Fiskus 
Die schweizerische Besteuerung nach 
dem Aufwand, häufig Pauschalbesteue-
rung genannt, kann für bestimmte ver-
mögende ausländische Personen inte-
ressant sein, die erstmals oder nach län-
gerer Unterbrechung in die Schweiz zie-
hen und dort keiner Erwerbstätigkeit 
nachgehen. 

Auf Bundesebene setzt die Auf-
wandbesteuerung unter anderem vor -
aus, dass die Person nicht das Schwei-
zer Bürgerrecht besitzt, erstmals oder 
nach mindestens zehnjähriger Unter-
brechung in der Schweiz unbeschränkt 
steuerpflichtig wird und dort keine Er-
werbstätigkeit ausübt. Die Bemessung 
orientiert sich am Lebensaufwand und 
unterliegt gesetzlichen Mindest- und 
Kontrollgrössen. Zudem ist sie kanto-
nal nicht überall verfügbar. 

Eine günstige Schweizer Pauschal-
besteuerung beseitigt die deutschen 
Wegzugs- und Nachbesteuerungsregeln 
nicht. Im Gegenteil kann eine beson-
ders geringe effektive Belastung für die 
Prüfung des § 2 AStG relevant sein. Wer 
die Pauschalbesteuerung nutzen will, 
muss daher zunächst klären, welche Be-
steuerungsrechte Deutschland behält. 

Die deutsche Exit-Situation ist folg-
lich zuerst zu analysieren und erst da-



nach mit dem Schweizer Zuzugsmodell 
abzustimmen. 
 
7.Deutsche Immobilien:  
Ein steuerrechtlicher Anker,  
der bleibt 
Auch nach einem erfolgreichen Wohn-
sitzwechsel können deutsche Immobi-
lien eine dauerhafte steuerliche Verbin-
dung zu Deutschland begründen. Dabei 
sind zwei Fragen zu trennen. 

Erstens: Steht die Immobilie dem 
Auswanderer weiterhin als Wohnung 
zur Verfügung? Dann können die unbe-
schränkte deutsche Steuerpflicht oder 
die überdachende Besteuerung des DBA 
relevant werden. Soll der deutsche Wohn-
sitz aufgegeben werden, muss die tat-
sächliche Verfügungsmacht über die 
bisherige Wohnung daher sorgfältig be-
seitigt werden. 

Zweitens: Selbst bei wirksamer und 
dauerhafter Vermietung an Dritte ver-
liert Deutschland sein Besteuerungs-
recht an deutschen Immobilieneinkünf-
ten nicht. Der Wegzug beseitigt deutsche 
Steuerpflichten daher nicht vollständig, 
sondern verändert deren Grundlage und 
Umfang. Immobilien werden grds. am 
Ort der belegenen Sache besteuert. 

Die Empfehlung, eine deutsche Im-
mobilie müsse vor dem Wegzug zwin-
gend verkauft werden, ist zu pauschal. 
Entscheidend ist, ob sie dem Steuer-
pflichtigen als Wohnstätte zur Verfü-
gung steht. Eine langfristige Fremdver-
mietung ohne eigene Nutzungsmög-
lichkeit kann wohnsitzsteuerlich eine 
andere Situation schaffen als das Vor-
halten eines Hauses für gelegentliche 
Aufenthalte. 

 
8.Erbschaften und Schenkungen: 
Der oft übersehene  
zweite Planungshorizont 
Ein Wohnsitzwechsel betrifft nicht nur 
die laufende Einkommenssteuer. Bei 
grossen Vermögen ist auch die Nachfol-
geplanung zu prüfen. Deutschland kennt 
eigenständige Regeln zur Erbschafts- 
und Schenkungssteuer; § 4 AStG enthält 
zudem für bestimmte Fälle der erwei-
terten beschränkten Steuerpflicht eine 
zusätzliche erbschaftssteuerliche Rege-
lung. 

Auf Schweizer Seite ist die Erb-
schafts- und Schenkungsbesteuerung im 
Wesentlichen kantonal geprägt. Die Be-

lastung kann je nach Wohnkanton und 
Verwandtschaftsverhältnis erheblich va-
riieren. Wer Unternehmensanteile, Im-
mobilien oder grössere Wertpapierver-
mögen übertragen möchte, sollte den 
Wohnsitzwechsel deshalb mit der Nach-
folgeplanung abstimmen. 

Problematisch sind Gestaltungen mit 
grösseren Schenkungen, Unternehmens-
übertragungen oder Umstrukturierun-
gen kurz vor oder nach dem Wegzug, 
weil mehrere Steuerregime hier zum 
Tragen kommen können. Die optimale 
Lösung für die Einkommenssteuer ist 
nicht automatisch die beste für die Erb-
schafts- und Schenkungssteuer. 

Der richtige Ablauf: Erst strukturie-
ren, dann umziehen. 
 
9.Fazit 
Die grössere Herausforderung liegt für 
deutsche Wegzüger häufig in Deutsch-
land. Über den steuerlichen Erfolg ent-
scheidet daher nicht die Ummeldung, 
sondern die Struktur des Vermögens 
vor, während und nach dem Wegzug. 
Besonders bei Unternehmern, Gesell-
schaftern und grösseren Privatvermö-
gen sollte die Planung früh beginnen.  

Zunächst ist eine vollständige steu-
errechtliche Bestandsaufnahme erfor-
derlich. Dazu gehören Wohnmöglich-
keiten in Deutschland, Beteiligungen an 
Kapitalgesellschaften, Immobilien, Un-
ternehmensvermögen, Wertschriftende-
pots, Gesellschafts- und Stiftungsstruk-
turen, Darlehensforderungen sowie we-
sentliche künftige Veräusserungen und 
Vermögensübertragungen. Anschlies-
send ist zu prüfen, welche deutschen 
Wegzugsfolgen ausgelöst werden.  

Erst danach sollte die Schweizer 
Zielstruktur optimiert werden: Kanton 
und Gemeinde, ordentliche Besteue-
rung oder – soweit möglich und sinnvoll 
– Aufwandbesteuerung, Immobiliener-
werb oder Miete sowie die Struktur des 
Wertpapier- und Beteiligungsvermö-
gens. 

Schliesslich muss der Wegzug kon-
sequent umgesetzt und dokumentiert 
werden. Eine in Deutschland zurück-
bleibende Unterkunft darf nicht verse-
hentlich weiterhin als steuerlicher Wohn-
sitz oder ständige Wohnstätte gelten. 
Verträge, Schlüsselgewalt, tatsächliche 
Nutzung und persönliche Lebensum-
stände müssen zur angedachten Struk-

tur passen. Eine vorausschauende und 
belastbare rechtliche Planung ist daher 
angezeigt. Diese verbindet deutsches 
unilaterales Steuerrecht und DBA-Recht 
mit den schweizerischen steuerlichen 
Rahmenbedingungen. 
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